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Angesichts der zunehmenden Fachkräfteengpässe auf dem Arbeitsmarkt und des 
demografischen Wandels in Deutschland werden die Zielsetzung und die Regelun-
gen des vorliegenden Entwurfs grundsätzlich begrüßt. Klare und transparente Re-
gelungen, wer zu Arbeits- und Ausbildungszwecken kommen darf und wer nicht, 
schaffen Sicherheit und Verbindlichkeit für die Wirtschaft, die potenziell betroffe-
nen Menschen und Verwaltungen. Die Vorgaben aus dem Koalitionsvertrag, einen 
materiell-rechtlichen Rahmen sowie ein dazu passendes Verfahrensrecht zu schaf-
fen, werden damit umgesetzt. 

Um aber die Verwaltungsverfahren effizienter, serviceorientierter und vor allem 
schneller zu gestalten, bedarf es einer auskömmlichen qualitativen und quantita-
tiven Personalausstattung. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) besitzt aufgrund ih-
res gesetzlichen Auftrags und ihrer flächendeckenden Organisation die Kompe-
tenz, die im Gesetzesentwurf enthaltenen Aufgaben zu erfüllen. Allerdings sehen 
wir wegen des bewusst breit und offen ausgelegten Ansatzes, der sowohl Fach-
kräfte mit Berufsausbildung als auch akademischer beruflicher Qualifikation so-
wie Ausbildungsplatzbewerber/innen umfasst, zusätzlichen Personalbedarf bei 
der BA. Die Bundesregierung selbst geht in diesem Kontext von einer jährlichen 
Zuwanderung von etwa 130.000 Fachkräften aus. Zudem wird der Aufenthalt zu 
ergänzenden Qualifizierungsmaßnahmen und zur Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen bei vorliegenden Teilqualifikationen erweitert und unter 
Einbindung der BA eine begrenzte Möglichkeit geschaffen, unter bestimmten Vo-
raussetzungen die Anerkennung erst in Deutschland durchzuführen. Auch werden 
sich für Zugewanderte mit einer Duldung bessere Möglichkeiten der Arbeits-
marktintegration ergeben, die es zu unterstützen gilt. Folglich ist davon auszuge-
hen, dass die mit der Umsetzung des Gesetzesvorhabens verbundenen Belastun-
gen in den Dienststellen der BA die Entlastungen im Zusammenhang mit dem 
Wegfall der Vorrangprüfung deutlich übersteigen werden. Eine aufgabengerechte 
Personalausstattung ist für ein schnelles Verfahren, das im hohen Interesse unse-
rer Wirtschaft und Gesellschaft liegt, unabdingbar. 

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist bei einigen Behörden mit einem Mehrauf-
wand verbunden, der im Referentenentwurf teilweise lediglich mit einem Kosten-
rahmen unterlegt ist. Für den Erfolg bei der Umsetzung des Gesetzes ist jedoch 
sowohl eine entsprechende finanzielle als auch personelle Ausstattung erforder-
lich. Eine frühzeitige und qualifizierte Anerkennung dieser Bedarfe bereits durch 
den Gesetzgeber verschafft den betroffenen Behörden Planungssicherheit. 

Unter anderem müssen die Ausländerbehörden sowie die Stellen in den Botschaf-
ten, die für die VISA-Bearbeitung zuständig sind, personell in die Lage versetzt wer-
den, die Bearbeitung beschleunigen zu können. Ansonsten bleibt weiterhin die Ge-
fahr, dass das gesamte Verwaltungsverfahren zu lange dauert und interessierte 
Ausländer abgeschreckt werden. 
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Diesen Mehrbedarf in den Behörden, insbesondere im Auswärtigen Amt und sei-
nen Visastellen, den lokalen Kräften und Visaentscheidern zu berücksichtigen, 
scheint dringend geboten.

Die konkrete Ausgestaltung hinsichtlich der entscheidungsrelevanten Kriterien 
obliegt dem Gesetzgeber. Aus diesem Grund nur einige kurze Anmerkungen aus 
Sicht des dbb: 

Art. 1: Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

Der dbb regt an, die Vorschrift des § 19c Abs. 4 AufenthG dahin zu überprüfen, ob 
bei einem Brexit die deutschen Beamten mit britischer Staatsangehörigkeit eine 
Aufenthaltsgenehmigung bekommen. Dies könnte dann kritisch sein, wenn die 
Behörde es versäumt, vor dem Brexit ein dringliches dienstliches Bedürfnis festzu-
stellen.  In diesem Fall sind die betroffenen Beamtinnen und Beamten aus dem Be-
amtenverhältnis zu entlassen. Dies würde dann nun wieder bedeuten, dass sie ihre 
Aufenthaltserlaubnis ebenfalls verlieren. Hiervon könnten insbesondere Beamtin-
nen und Beamte im Ruhestand betroffen sein. 

Der dbb begrüßt ausdrücklich die in § 39 Abs. 2 AufenthG vorgesehene Vergleich-
barkeit der Arbeitsbedingungen von in- und ausländischen Arbeitskräften, die Vo-
raussetzung für die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zur Erteilung eines 
Aufenthaltstitels ist. Die Tatsache, dass bei Unterschreiten der Bedingungen im 
Vergleich zu inländischen Arbeitskräften vergleichbarer Qualifikation einem ent-
sprechenden Aufenthaltstitel nicht zugestimmt wird, schützt einerseits die zu-
wandernden Fachkräfte. Andererseits wird Lohndumping in nicht vom gesetzli-
chen Mindestlohn umfassten Bereichen verhindert sowie Abwertungsdruck auf 
die Arbeitsbedingungen der bereits Beschäftigten genommen. 

Auch wenn der bisherige § 17a AufenthG „Anerkennung ausländischer Berufsqua-
lifikationen“ erhebliche Ergänzungen und Veränderungen durch den neuen § 16a 
AufenthG „Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen“ 
erfährt, kann nicht festgestellt werden, dass die Verfahren eine der inländischen 
Berufsqualifikation vergleichbare Qualität sicherstellen. Hier muss aus Sicht des 
dbb und seiner Fachgewerkschaften sichergestellt werden, dass ergänzende Qua-
lifizierungsmaßnahmen mit abschließenden Prüfungen den Standards entspre-
chen, die auch von inländischen Fachkräften erwartet werden. 

Im Hinblick auf den in § 39 Abs. 2 AufenthG vorgesehenen Wegfall der Vorrang-
prüfung bei qualifizierten Fachkräften aus Drittstatten durch die Bundesagentur 
für Arbeit ist folgendes festzustellen:   

Eine echte Vorrangprüfung hat aus Sicht der Kolleginnen und Kollegen in der BA 
in vielen Fällen faktisch nicht stattgefunden. Arbeitgeber haben am häufigsten 



Seite 4 von 6 
_________________________________________________________ 

Stellungnahme 
dbb beamtenbund und tarifunion 

bei der Einstellung von Asylbewerbern, geflüchteten Menschen und Migranten 
aus Drittstaaten wegen Helfertätigkeiten angefragt.  

Umgekehrt mussten die Migranten und Asylbewerber ihrem potenziellen Arbeit-
geber einen Vordruck vorlegen und nach Ausfüllen wurde das Ausländeramt ein-
geschaltet. Die Ausländerämter sind stark ausgelastet, sodass Antworten zur Ge-
nehmigung einer Beschäftigung teilweise Monate dauerten. Unter dem Strich 
haben die Asylbewerber und Migranten nur im Einzelfall eine Arbeit aufnehmen 
können. Wegen der guten Arbeitsmarktlage wurde in vielen Fällen durch die BA 
kein Vorrang inländischer Arbeitnehmer / Arbeitsloser festgestellt. Die Fallzahlen 
erscheinen gering – aber der Verwaltungsaufwand war relativ groß – zumal Asyl-
bewerber, geflüchtete Menschen und Migranten nicht immer alle notwendigen 
Papiere haben. In solchen Fällen sind auch noch Konsulate und Botschaften ein-
zuschalten.  

Ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren, wie in § 81a AufenthG vorgesehen, klingt 
zunächst zielführend, wirft jedoch im Hinblick auf das Konstrukt zentraler Auslän-
derbehörden in den jeweiligen Ländern nach § 71 Abs. 1 AufenthG Fragen auf.  

Hier greift der Bund in den Verwaltungsaufbau der Länder ein, wenn er in § 71 Abs. 
3 S. 3 vorschreibt, dass die Länder mindestens eine zentrale Ausländerbehörde ein-
richten. 

Außerdem sind die Ausländerbehörden meistens in kommunaler Hand, so dass die 
Länder kein Personal haben, die sie in der zentralen Ausländerbehörde einsetzen 
können. Die Länder müssten versuchen, das ohnehin knappe Personal der Auslän-
derbehörden abzuwerben, was dazu führt, dass die Ausländerbehörden dann un-
ter noch einem höheren Personalengpässen leiden würden.  

Zwar soll die Gebühr von 411 € auch dazu verwandt werden, dass neues Personal 
ausgebildet werden soll, aber es ist erst einmal trotzdem nicht vorhanden und 
zweitens darf bezweifelt werden, dass dieses Geld wirklich für einen Stellenauf-
wuchs bei den Ausländerbehörden verwandt wird. 

Zudem bittet der dbb, die Formulierung in der Begründung zu dieser Änderung zu 
ändern. Der unterschwellige Vorwurf, dass in den Ausländerbehörden willkürlich 
gearbeitet wird, sollte ersatzlos gestrichen werden. 

Einer Fachkräftemigration muss aus Sicht des dbb zwingend die eigenständige Si-
cherung des Lebensunterhalts als Voraussetzung für Aufenthaltserlaubnis zu-
grunde liegen. Der dbb begrüßt in diesem Zusammenhang die Erweiterung des 
§ 82 Abs. 6 AufenthG um den Bereich der Berufsausbildung. Auch die erstmalige 
Einführung einer (zweiwöchigen) Frist, binnen derer etwa eine vorzeitige Beendi-
gung der Ausbildung bzw. Erwerbstätigkeit angezeigt werden muss, ist aus Sicht 
des dbb in diesem Zusammenhang zielführend. In diesem Kontext sind auch die in 
§ 87 Abs. 2 Satz 3 AufenthG geregelten Mitteilungspflichten der für Leistungen 
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nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zuständigen Stellen zu 
sehen. Die Möglichkeit einer kürzeren Befristung der Aufenthaltserlaubnis in die-
sem Kontext erscheint sachgerecht.  

Art. 2: Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Die Erweiterung und damit Öffnung der in § 30 SGB III geregelten berufsbezoge-
nen Beratung um die Bereiche „Berufswechsel“ sowie „Möglichkeiten der Aner-
kennung ausländischer Berufsabschlüsse“ ist zu begrüßen. Gleiches gilt für die Ar-
beitsmarktberatungsangebote nach § 34 Abs. 1 SGB III. 

Art. 3: Änderung des Gesetzes über die Feststellung der Gleichwertigkeit von 
Berufsqualifikationen 

Der dbb fordert seit Jahren die Verbesserung und Beschleunigung der Anerken-
nung von Berufsqualifikationen auch über die Grenzen der Europäischen Union 
hinaus. Die nun in § 6 Abs. 2 Satz 1 und § 13 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen vorgesehenen Fristen 
für Annahmebestätigung und Vollständigkeitsprüfung (vier Wochen nach Eingang 
des Antrags) und gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 und § 13 Abs. 3 Satz 1 für die Entschei-
dung über die Gleichwertigkeit (innerhalb von drei Monaten nach Feststellung der 
Vollständigkeit) sind somit zunächst wichtig und richtig. Allerdings ist die Zahl und 
Komplexität der künftig eingehenden Anträge auf Feststellung der Gleichwertig-
keit derzeit nicht seriös abschätzbar. Vor diesem Hintergrund können die verkürz-
ten Fristen des in § 14a Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die Feststellung der Gleich-
wertigkeit von Berufsqualifikationen geregelten beschleunigten Verfahren auf 
zwei Wochen bzw. einen Monat in den Fällen des § 81a AufenthG zu Antragsstaus 
führen. Diesen kann aus Sicht des dbb nur durch entsprechende personelle Unter-
legung in den zuständigen Stellen begegnet werden.  

Völlig unklar ist, was bei Verstreichen der Frist geschieht. Hier muss eine Regelung 
noch geschaffen werden. Die Frist erinnert an eine Untätigkeitsklage, aber dieses 
Verfahren dann auf die Gerichte zu verlagern, ist nicht sachgerecht. 

Art. 35: Änderung der Beschäftigungsverordnung 

Die in § 2 Abs. 1 BeschäftigungsV vorgesehene Möglichkeit für Ausländerinnen 
und Ausländer, eine qualifizierte Beschäftigung im Gesundheits- und Pflegebe-
reich bereits anzutreten bevor eine Feststellung der Gleichwertigkeit der Ausbil-
dung erfolgt bzw. beantragt ist, lehnt der dbb entschieden ab. Eine bloße Absichts-
erklärung, die Anerkennung der Gleichwertigkeit zu beantragen ist aus Sicht des 
dbb für eine Beschäftigungserlaubnis nicht ausreichend. Daran darf auch der stark 
ausgeprägte Fachkräftemangel in den Gesundheitsberufen nichts ändern. Im Üb-
rigen sei darauf hingewiesen, dass besonders in den Gesundheitsberufen, also den 
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Berufen am Menschen, nicht nur die bloße Qualifizierung Ausschlag gebend sein 
darf. Vielmehr können kulturelle und ethische Fragen die Integration in die beste-
henden Teams erschweren. Der dbb schlägt vor, in der Deutschsprachförderver-
ordnung vorgesehene Sprachkurse im Heimatland um die Vermittlung ethischer 
Themen und kultureller Unterschiede zu erweitern. 

Art. 36: Änderung der Deutschsprachförderverordnung 

Die in § 4 Abs. 1 Satz 2 (neu) DeutschsprachförderV vorgesehene Erweiterung des 
Kreises der Anspruchsberechtigten um Personen, deren Wohnsitz oder gewöhnli-
cher Aufenthalt außerhalb Deutschlands liegt, wird vom dbb begrüßt. Das Vorlie-
gen eines Ausbildungsvertrages ist hierbei als zwingende Bedingung zu sehen.  

Ein entscheidender Grund für den Abbruch einer Berufsausbildung von Zugewan-
derten liegt im Nichterreichen des erforderlichen Sprachniveaus. Durch die Verla-
gerung der Sprachförderung in die Heimatländer werden Sprachkenntnisse nicht 
simultan mit den berufsbezogenen Lerninhalten vermittelt, sondern vorgeschal-
tet. Im Falle eines Scheiterns an den Sprachhürden ist eine Zuwanderung nicht 
möglich. Ist jedoch eine entsprechende Sprachqualifizierung erfolgreich absol-
viert, ist dies auch ein Zeichen der Ernsthaftigkeit der Bemühungen des Bewerbers 
und senkt die Abbrecherquote während der Ausbildung in Deutschland.  

Problematisch könnte aus Sicht des dbb jedoch das „time-lag“ zwischen Nachweis 
eines bereits abgeschlossenen Ausbildungsvertrags und Abschluss der Sprachqua-
lifizierung sein. Die Unternehmen müssten die Ausbildungsplätze entsprechend 
für diesen Zeitraum freihalten. 




